Abdruck als Beilage — 241 — 
zur Geſetz⸗ Sammlung für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Bundes-Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 


25. 


(Nr. 310.) Verordnung, betreffend die Einführung des Geſetzes wegen Beſteuerung des Brau⸗ 
males vom 4. Juli 1868. (Bundesgeſetzbl. S. 375.) und des Geſetzes, 
betreffend die Beſteuerung des Branntweins vom 8. Juli 1868. (Bundes⸗ 
geſetzbl. S. 384.) in der Hamburgiſchen Voigtei Moorwärder und in einem 
Theile der Preußiſchen Inſel Wilhelmsburg. Vom 5. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund der Geſetze wegen Beſteuerung des Braumalzes und wegen 
Beſteuerung des Branntweins in verſchiedenen zum Norddeutſchen Bunde gehö⸗ 
renden Staaten und Gebietstheilen vom 4. beziehungsweiſe 8. Juli 1868., im 
Namen des Norddeutſchen Bundes, was folgt: 


Das Geſetz wegen Beſteuerung des Braumalzes in verſchiedenen zum Nord⸗ 
Gauche Bunde gehörenden Staaten und Gebietstheilen vom 4. Juli 1868. 
(Bundesgeſetzbl. S. 375.) und das Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Brannte 
weins in verſchiedenen zum Norddeutſchen Bunde 5 Staaten und Ge⸗ 
bietstheilen, vom 8. Juli 1868. (Bundesgeſetzbl. S. 384.) treten in der zum 
Gebiet der freien und Hanſeſtadt Hamburg gehörenden Voigtei Moorwärder, 
ſowie in dem Theile der Preußiſchen Inſel Wilhelmsburg, welche am 1. Juli 
d. J. dem Zollverein angeſchloſſen wird, am 1. Juli d. J. in Wirkſamkeit. 


Urkundli 5 t Andi u t A d b d 
Bundes- Jri = unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 5. Juni 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


Bundes -Gefebl. 1869. 40 (Nr. 311.) 
Ausgegeben zu Berlin den 25. Juni 1869. 
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(Nr. 311.) Geſetz, betreffend die Beſchlagnahme des Arbeits- oder Dienſtlohnes. Vom 
21. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


RES 
Die Vergütung (Lohn, Gehalt, Honorar u. f. w.) für Arbeiten oder 
Dienſte, welche auf Grund eines Arbeits- oder Dienſtverhältniſſes geleiftet wer⸗ 
den, darf, ſofern dieſes Verhältniß die Erwerbsthätigkeit des Vergütungsberech⸗ 
tigten 5 oder hauptſächlich in Anſpruch nimmt, zum Zwecke der Sicher⸗ 
ſtellung oder Befriedigung eines Gläubigers erſt dann mit Beſchlag belegt 
werden, nachdem die Leiſtung der Arbeiten oder Dienſte erfolgt und nachdem 
der Tag, an welchem die Vergütung geſetzlich, vertrags- oder gewohnheitsmäßig 
zu entrichten war, abgelaufen ift, ohne daß der Vergütungsberechtigte dieſelbe 
eingefordert hat. 
$. 2. 


Die Beſtimmungen des §. 1. können nicht mit rechtlicher Wirkung durch 
Vertrag ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. 

Soweit nach dieſen Beſtimmungen die Beſchlagnahme unzuläſſig ift, ift 
auch jede Verfügung durch Ceſſion, Anweiſung, Verpfändung oder durch ein 
anderes Rechtsgeſchäft ohne rechtliche Wirkung. 


$. 3. 

Als Vergütung iſt jeder dem Berechtigten gebührende Vermögensvortheil 
anzuſehen. Auch macht es keinen Unterſchied, ob dieſelbe nach Zeit oder Stück 
berechnet wird. 

Iſt die Vergütung mit dem Preiſe oder Werth für Material oder mit 
dem Erſatz anderer Auslagen in ungetrennter Summe bedungen, ſo gilt als 
Vergütung im Sinne dieſes Geſetzes der Betrag, welcher nach Abzug des Preiſes 
oder des Werthes der Materialien und nach Abzug der Auslagen übrig bleibt. 


F. 4. 
Das gegenwärtige Geſetz findet keine Anwendung: 
1) auf. den Gehalt und die Dienſtbezüge der öffentlichen Beamten; 
2) auf die Beitreibung der direkten perſönlichen Staatsſteuern und Kom- 
3 (die derartigen Abgaben an Kreis, Kirchen, Shul- und 


puti e Kommunalverbände mit eingeſchloſſen), ſofern dieſe Steuern und 
bgaben nicht feit länger als drei Monaten fällig geworden find; 


3) auf die Beitreibung der auf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Alimenta⸗ 
tionsanſprüche der Familienglieder; 0 auf 
) au 


* 
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4) auf den Gehalt und die Dienſtbezüge der im Pripatdienſte dauernd 
angeftellten Perſonen, ſoweit der Geſammtbetrag die Summe von vier- 
hundert Thalern jährlich überſteigt. 

Als dauernd in dieſem Sinne gilt das Dienſtverhältniß, wenn 
daſſelbe geſetzlich, vertrags⸗ oder gewohnheitsmäßig mindeſtens auf Ein 
Jahr befimmt, oder bei unbeſtimmter Dauer für die Auflöſung eine 
Kündigungsfriſt von mindeſtens drei Monaten einzuhalten ift. 


§. 5. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Auguſt 1869. in Kraft. 
? Die bis dahin verfügten, mit den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht ver- 
einbaren Beſchlagnahmen find auf Antrag des Schuldners aufzuheben oder ein- 
zuſchränken. 


Dagegen finden die Beſtimmungen des zweiten Abſatzes des §. 2. au 
frühere Falle keine . fat $ f 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes - Infiegel. fever Höchſteigenhändig ſchrif 9 


Gegeben Berlin, den 21. Juni 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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